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Der in der 2. aktualisierten und in Teilen wesentlich �berarbei-
teten Auflage erschienene BGB Kommentar bietet neben dem
Palandt die umfangreichste einb�ndige Kommentierung des
B�rgerlichen Gesetzbuchs. Kommentiert werden das BGB, sein
Einf�hrungsgesetz und das am 18.8.2006 in Kraft getretene All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz. Die verarbeitete Rechtspre-
chung und Literatur befinden sich auf dem Stand von November
2006. Ber�cksichtigt wurden die marginalen �nderungen des
BGB durch das am 31.12.2006 in Kraft getretene 2. Justizmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. 2006 I, S. 3416) sowie durch den am
1.1.2007 in Kraft getretenen Art. 11 des F�deralismusreform-Be-
gleitgesetzes (BGBl. 2006 I, S. 2098). Das 2. Justizmodernisie-
rungsgesetz tr�gt die f�r die Bundesl�nder mit dem Gesetz �ber
elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie
das Unternehmensregister (EHUG, BGBl. I 2006, S. 2553) ge-
schaffene M�glichkeit der Zusammenarbeit f�r das elektronische
Vereinsregister nach, vgl. § 79 Abs. 2 BGB n.F. Das Begleitgesetz
zur F�deralismusreform sichert mit der Neufassung des § 556
Abs. 1 BGB auch k�nftig die bundeseinheitliche Geltung der
Betriebskostenregelungen im Bereich der privaten Wohnraum-
miete. Neben der j�hrlichen Erscheinungsweise gew�hrleisten
Verlag und Herausgeber durch die Bezugsm�glichkeit eines kos-
tenfreien Online-Newsletter die fortgesetzte Aktualit�t des Kom-
mentars.
Die junge Geschichte der Kommentierung – die erste Auflage

erschien im Mai 2006 – fordert einige Bemerkungen zu der
Zielgruppe des Werkes, der Autorenschaft und dem herausgebe-
rischen Konzept. Die Kommentierung richtet sich an die mit der
Rechtsanwendung betraute forensische Praxis. Auch wenn die
Wissenschaft und die beiden Berufsgruppen anvertraute Juristen-
ausbildung unerw�hnt bleiben, versteht es sich von selbst, dass ein
solches Werk auch hier dankbare Abnehmer findet. Die Auto-
renschaft bildet eine mit Schwerpunkt auf der Wissenschaft lie-
gende Mischung aus mitunter international ausgewiesenen
Rechtslehrern, Richtern, Anw�lten und einzelnen Anw�rtern die-
ser Berufsgruppen. Verlag und Herausgeber setzen sich in diesem
Punkt deutlich vom Konzept des Palandt ab und verfolgen damit
eine Strategie, die schon bei zahlreichen (Groß-)Kommentierun-
gen Gewinn brachte. Die Zusammenarbeit von Wissenschaft und
Praxis und die F�rderung wechselseitigen Austauschs d�rften –
teilweise entgegen �berkommener Tradition – f�r eine Disziplin,
die wie kaum eine andere Geisteswissenschaft eine praktische ist,
zukunftsweisend sein.
Das von Herausgebern und Verlag gew�hlte Konzept ist zwar

nicht neu, aber gleichwohl etwas Besonderes. Das Werk tritt in
einen Markt ein, der – man wird sagen k�nnen: eine juristische
Ewigkeit – von dem auch �ber die Fachkreise hinaus bekannten
Klassiker der Kommentarliteratur beherrscht wird, dem Palandt.
W�hrend eine vergleichbare Monopolstellung in zivilistischen
Nebengebieten in der heutigen Zeit schon eher die Ausnahme
ist – das junge Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ist bereits
Gegenstand dreier eigenst�ndiger Kommentierungen geworden –,
konnte sich der Palandt gegen die Entstehung unmittelbar kon-
kurrierender Werke bis zum Erscheinen des »PWW« behaupten.
Mit dem etablierten »Jauernig« und der in der Reihe der Nomos-
Handkommentare im Jahr 2001 erstmals erschienenen Erl�ute-
rung zum B�rgerlichen Gesetzbuch ist zwar auch das BGB l�ngst
Gegenstand weiterer einb�ndiger Kommentierungen. Man wird
hier aber von einem anderen Segment der Erl�uterungswerke
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sprechen k�nnen, das aufgrund der dem geringeren Umfang
geschuldeten Schwerpunktsetzung und Problemauswahl nicht
den Anspruch erheben kann, die Grundbed�rfnisse der Praxis
voll befriedigen zu wollen. Dementsprechend nimmt es nicht
wunder, dass die erste Auflage des Pr�tting/Wegen/Weinreich
zun�chst allseits großen Zuspruch erfahren hat. Der �beraus
gelungene Auftakt wurde allerdings bald darauf von einem Pla-
giatsvorwurf �berschattet. Was das Vorwort der 2. Auflage nur
zwischen den Zeilen vernehmen l�sst, kann in einer Besprechung
nicht unerw�hnt bleiben. Ausgerechnet der Palandt war es, an den
sich einzelne Autoren der ersten Auflage teilweise ohne Zitat
auff�llig nahe anlehnten. Dieser Fehlstart war f�r Verlag, Heraus-
geber und die redliche Autorenschaft – jeder Autor kann das
nachempfinden – ein herber R�ckschlag. Sie reagierten darauf
auf die einzig richtige Weise. Binnen bemerkenswert kurzer Zeit
wurde eine Neuauflage auf den Weg gebracht, die neben der
�blichen Aktualisierung von Gesetzgebungsstand, Rechtspre-
chung und Literatur die von den Vorw�rfen betroffenen Teile
unter der Verantwortung neuer Autoren vollst�ndig ersetzt.
Die Kommentierung der einzelnen Vorschriften �berzeugt

durch einen klaren Aufbau, gute Lesbarkeit und eine konzise
Auswertung der maßgeblichen Rechtsprechung. Die enorme
und stetig wachsende Bedeutung der Europ�isierung des Privat-
rechts zieht sich zu Recht wie ein roter Faden durch die Erl�u-
terungen. Beispielhaft erw�hnt sei nur die f�r die Auslegung des
einfachen Rechts unerl�ssliche Verbrauchsg�terkaufrichtlinie, de-
ren Vorgaben die Kommentierung der §§ 433 ff. BGB ihrem
Verwender stetig in Erinnerung ruft. Hervorgehoben sei die voll-
st�ndige Neubearbeitung des Werkvertragsrechts durch Leupertz.
Der in der 2. Auflage zu dem Autorenteam gestoßene Praktiker
liefert eine gelungene Erl�uterung dieser die Praxis dominieren-
den Vertragsform, die wie kaum eine andere stetiger auf gesetz-
geberischen Eingriffen beruhender Unruhe ausgesetzt ist. Neben
den teils erheblichen �nderungen durch das Schuldrechtsmoder-
nisierungsgesetz versuchte der Gesetzgeber insbesondere durch
das Gesetz zur Beschleunigung f�lliger Zahlungen (BGBl. 2000
I, S. 330) den besonders im Mittelstand deutlich sp�rbaren Sol-
venzdefiziten abzuhelfen. Diese machen auch die Korrektur miss-
gl�ckter Regelungen notwendig, was sich anhand der von Leu-
pertz zu Recht als praxisfern stigmatisierten Regelung des § 641a
BGB treffend veranschaulichen l�sst. Der in der Kommentierung
bereits ber�cksichtigte, gegenw�rtig dem Rechtsausschuss vorlie-
gende und schon mehrfach der Diskontinuit�t anheim gefallene
Entwurf eines Forderungssicherungsgesetzes (FoSiG, vgl. BT-
Drucks. 16/511) nimmt sich dieser Problematik erneut an. Die
geplante Einf�hrung einer vorl�ufigen Zahlungsanordnung ver-
deutlicht auch ihre k�nftige verfahrensrechtliche Dimension, vgl.

§ 302a ZPO-Entwurf. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz
wird erstmals in der 2. Auflage von Lingemann kommentiert, der
die Aufnahme des Gesetzes durch die Praxis erst in den k�nftigen
Auflagen wird nachzeichnen k�nnen. Bei dieser ersten Erl�ute-
rung h�tte man sich allerdings eine Auseinandersetzung mit der
berechtigten Kritik an der Ersetzung eines liberalen Vertragsfrei-
heitsverst�ndnisses durch ein paternalistisches Modell von der
Regulierung des Privatrechtsverkehrs erhofft. Hier liegt die Frage
auf der Hand, inwieweit das Grundgesetz im Bereich der richt-
linien�berschießenden Umsetzung und das Gemeinschaftsrecht
im �brigen, das die Vertragsfreiheit ebenfalls als ungeschriebenes,
�bergeordnetes Prinzip verb�rgt, den umsichtigen Umgang bei
der Auslegung der neuen Antidiskriminierungsvorschriften ver-
langen; vgl. umfassend zur Vertragsfreiheit in Europa und den
USA unter Ber�cksichtigung des Antidiskriminierungsrechts
Bruns JZ 2007, 385.
Die Besprechung eines umfassenden Werkes kann die Erl�u-

terung einzelner Vorschriften nicht vertiefend hinterfragen. He-
rausgehoben sei gleichwohl die von Schmidt-Kessel bearbeitete
Regelung des § 284 BGB, die zeigt, dass der Pr�tting/Wegen/
Weinreich nicht lediglich den Meinungsstand referiert, sondern
zugleich an seiner Entwicklung Anteil hat. Die Vorschrift geh�rt
nicht nur zu den rechtspolitisch am meisten umstrittenen Neue-
rungen, die das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz brachte (vgl.
nur den Schlagabtausch zwischen Altmeppen und Canaris in: DB
2001, 139 ff., 1815 ff., 1821 ff.; zur alten Rechtslage grundlegend
M�ller-Laube JZ 1995, 538 ff.). Sie ist regelungstechnisch �ber-
dies vollends missgl�ckt. Schmidt-Kessel entlarvt die Regelung als
das, was sie entsprechend ihres telos und entgegen der bisher ganz
herrschenden Auffassung ist: eine reine Berechnungsregel f�r den
Schadensersatz statt der Leistung ohne jede Anspruchsgrund-
lagenqualit�t, bei der – dies h�tte vielleicht noch deutlicher he-
rauskommen k�nnen – von einer grunds�tzlichen Exklusivit�t
von Schadensersatz statt der Leistung und Aufwendungsersatz
keine Rede sein kann.
Der Pr�tting/Wegen/Weinreich wird seinem Anspruch ins-

gesamt gerecht. Auch wenn nicht damit zu rechnen ist, dass er
den wie keinen anderen Kommentar etablierten Palandt auf kurze
oder mittelfristige Sicht aus dem Feld schl�gt, bereichert er schon
heute die Auswahl der Arbeitsmittel. Seinem Einzug in die Biblio-
theken von Praxis, Wissenschaft und Ausbildung steht somit
nichts im Weg. Man darf gespannt sein, wie sich dieses nicht
mehr monopolisierte Segment der Erl�uterungswerke k�nftig
entwickeln wird.

Rechtsassessor Michael Heese, Wissenschaftlicher Mitarbeiter, G�t-
tingen
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